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lich nicht SÚRAOs Intention, Men­
schen in den Dialog zu führen, son­
dern PR­Arbeit und intransparente
Meinungsumfragen mit dem Ziel zu
verwenden, den Eindruck zu erwe­
cken, dass ein Dialog mit den Bür­
ger*innen geführt wird und dass die­
jenigen, die in lokalen Referenden
gegen die GDF gestimmt haben, eine
GDF nahe ihrer Wohnorte wünsch­
ten". Außerdem kritisieren sie, dass
"SÚRAO als Haupttreiber in der AG
für den Standortprozess für die end­
gültige GDF lange die Kommentare
von Mitgliedern der AG zu den disku­
tierten Materialien ignoriert hat,
ebenso die Kommentare und Einwän­
de der Geolog*innen in der AG, und,
was schlimmer ist, dass SÚRAO auch
die gültigen Resolutionen der AG lan­
ge ignoriert hat". Um den laufenden
Standortprozess für eine GDF zu
stoppen, haben Calla und Green
Circle die verantwortlichen staatli­
chen Institutionen gedrängt, ein Ge­
setz zu erlassen, das den Status der
Kommunen in Ordnung bringt, klar
anzukündigen, in welchen geologi­
schen Umgebungen die GDF errichtet
werden soll, mitzuteilen, wieviel
Atommüll dort gelagert werden soll
und im Vorfeld zur Auswahl geeigne­
ter Standorte im GDF­Standortprozess
Kriterien vorzubereiten.

Olga Kališová

Fußnoten:
1. Joint declaration and joint decision of the
municipalities from the site of "Brezový
potok" in Pačejov on April 23, 2016
http://www.nechcemeuloziste.cz/cs/aktuality/
starostove-z-brezoveho-potoka-odvolali-sve-z
astupce-z-pracovni-skupiny.html
2. Open letter to the Minister of Trade and
Industry concerning the abuse of the
Working Group for Dialogue on a Geological
Disposal Facility by RAWRA, dated May 31,
2016: http://www.nechcemeuloziste.cz/cs/lok
ality/hradek/zastupci-lokality-hradek-opustili
-vladni-pracovni-skupinu-pro-dialog-o-ulozis
ti.html

Ende Juni 2016 erklärten Calla und
Green Circle (eine Vereinigung 26 be­
kannter Umweltschutz­NGOs) in einer
Pressemitteilung, sechs Vertreter*in­
nen der Standorte Brezový potok und
Hrádek hätten im April und Mai 2016
die Arbeitsgruppe (AG) für den Dialog
über eine Stätte für geologische Lage­
rung verlassen. Die Bürgermeister*in­
nen und Vereinigungen an beiden
Standorten haben das Gefühl, dass die
AG missbraucht wird und ihre Statute
verletzt, da sie nicht zu einer transpa­
renten Suche nach dem Standort für
geologische Lagerung beiträgt. Was
sind die Gründe dafür?

Die Bürgermeister*innen von sieben
Kommunen am Standort Brezový po­
tok riefen ihre zwei Repräsentant*in­
nen am "Tag gegen die GDF" am 23.
April 2016 aus der AG zurück, als sie
eine gemeinsame Stellungnahme ver­
öffentlichten1, in der sie mitteilten,
dass die AG "die Interessen der ein­
zelnen Standorte ungenügend vertritt
und verteidigt" und dass sie ein
"Werkzeug in den Händen des Minis­
teriums für Industrie und Handel
(MPO) [geworden sei], seit die Atom­
mülllagerbehörde SÚRAO in seinen
Druckerzeugnissen wissentlich einsei­
tige Informationen an die Einwoh­
ner*innen der Standorte über die Ko­
operation mit den örtlichen Kommu­
nen verbreitet". Aufgebracht schreiben
die Kommunen im weiteren, dass sie
"immer noch, nach all den Verspre­
chungen, keine gesicherte und gleich­
berechtigte Rolle im Entscheidungs­
prozess haben".

Der Standort Hrádek bereitete einen
Offenen Brief2 an das Ministerium für
Industrie und Handel am 31. Mai
2016 vor, in dem fünf Kommunen und
drei Vereinigungen drei ihrer Reprä­
sentant*innen aus der AG zurückzo­
gen. Bürgermeister*innen und Verei­
nigungen brachten zum Ausdruck,
"Als Vertreter des Staates sei es natür­
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chung wurde Fjodor Marjasow zum
FSB Schelesnogorsk gebracht und
verbrachte dort drei Stunden, be-
vor er entlassen wurde. Laut Fjodor
Marjasow hat das Interesse des
FSB mit seiner Kritik an Rosatom
zu tun, die er schon seit vielen
Jahren als Mitglied von KROEO "Na-
ture Siberia" äußert. Seine Haupt-
kritik galt dem geplanten Bau eines
nationalen Atommülllagers in Sche-
lesnogorsk. Mehr Informationen
über das Thema gibt es im Doku-
mentarfilm "Digging Our Own Gra-
ve" (Wir graben unser eigenes
Grab).
Außerdem strengte Fjodor Marja-
sow einen Aufruf an Präsident Pu-
tin an, den Bau eines unterirdi-
schen Atommülllagers in der Nähe
von Krasnojarsk, wo eine Million
Menschen leben, zu verbieten. Et-
wa 80.000 Personen haben den
Aufruf unterschrieben. Fjodor Mar-
jasow wird sich vor Gericht vertei-
digen müssen. Die Anwaltskosten
für einen solchen Fall in Krasnojarsk
werden auf mindestens 300.000
Rubel geschätzt.

Vortragsangebot
Atomgefahren im
Ostseeraum
Aktivist*innen aus dem Projekt
ATOMIC BALTIC freuen sich über
Einladungen in eure Region, um
über die radioaktiven Gefahren im
Ostseeraum zu informieren ­ mehr
als 60 Atomanlagen, die Menschen
und Umwelt in diesem besonderen
Ökosystem und den daran
angrenzenden Regionen bedrohen.
Die Präsentation erfordert einen
Beamer und Leinwand.

Terminabsprachen sollten frühzei­
tig vorgenommen werden. Der
Vortrag ist sowohl in deutscher als
auch englischer Sprache möglich.

Kontakt:
atomicbaltic@nuclear­heritage.net

Warum zerfällt die Arbeitsgruppe
für den Dialog über ein Endlager?

Tschechien:




